
Hinweise 
 

 
§ 12 a Absatz 1 des Arbeitsgerichtsgesetzes (ArbGG) lautet: 
 

„In Urteilsverfahren des ersten Rechtszugs besteht kein Anspruch der obsiegenden Partei 
auf Entschädigung wegen Zeitversäumnis und auf Erstattung der Kosten für die 
Zuziehung eines Prozessbevollmächtigten oder Beistandes“. 
 
In Arbeitsgerichtsprozessen erster Instanz hat daher jeder Verfahrensbeteiligte seine 
Anwaltskosten selbst zu tragen. Dies gilt auch, wenn er den Prozess gewinnt. Er hat auch 
keinen Anspruch auf Erstattung von Verdienstausfall etc. im Zusammenhang mit der 

Wahrnehmung von Gerichtsterminen. 
 
 
Empfehlung (ehem. § 37b SGB III): 
 

„Frühzeitige Arbeitssuche“ 
 
 Personen, deren Arbeits- oder Ausbildungsverhältnis endet, sind verpflichtet, sich 
spätestens drei Monate vor dessen Beendigung persönlich bei der Agentur für Arbeit 
Arbeit suchend zu melden. 
 

 Liegen zwischen der Kenntnis des Beendigungszeitpunktes und der Beendigung des 
Arbeits- oder Ausbildungsverhältnisses weniger als drei Monate, hat die Meldung 
innerhalb von drei Tagen nach Kenntnis des Beendigungszeitpunktes zu erfolgen. 
 

 Die Pflicht zur Meldung besteht unabhängig davon, ob der Fortbestand des Arbeits- oder 
Ausbildungsverhältnisses gerichtlich geltend gemacht oder vom Arbeitgeber in Aussicht 
gestellt wird. 
 

 Die Pflicht zur Meldung gilt nicht bei einem betrieblichen Ausbildungsverhältnis. 
 

 
 
Zur Kenntnis genommen am: _________________________ 
 
 
 
 
_________________________ 
(Unterschrift) 


